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Ich bitte den Herrn Bundesjustizminister um 
Auskunft darüber, wie es möglich war, daß es 
fünfjähriger Vorbereitungen der zuständigen 
Justizbehörden bedurfte, um das Verfahren im 
Falle Strack eröffnen zu können. 

Ist der Herr Bundesjustizminister nicht auch 
der Meinung, daß es einem Staatsbürger nicht 
zugemutet werden kann, so lange auf die 
Möglichkeit zur persönlichen Rehabilitierung 
warten zu müssen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, das Institut 
für Mecresforschung in Bremerhaven zu einer 
Bundesanstalt zu machen, und welche Pläne 
hat die Bundesregierung für diesen Fall in be- 
zug auf die künftige Arbeit des Instituts? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den so- 
genannten Düsseldorfer Wohnheimplan des 
Deutschen Studentenwerkes eV? 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
§ 35 des AVAVG in der Weise schrankenlos 
angewendet wird, daß die gewerbliche Ver- 
mittlung auch von Betriebsleitern oder son- 
stigen Spitzenkräften verboten ist, und hält 
die Bundesregierung die genannte Bestim- 
mung in dieser weitgehenden Interpretation 
mit Artikel 12 GG für vereinbar? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
auf die Deutsche Bundesbahn dahingehend 
einzuwirken, daß die Inhaber einer Zeitkarte 
auch auf dem Bahnhof Gettorf eine Wochen- 
Aufbewahrungskarte für Fahrräder erhalten 
können? 

Können die Fernfahrer an Sonnabenden, die 
den F 33 ab Bonn 14,22 Uhr nach Kiel bestei- 
gen, auf die Unterstützung des Herrn Bundes- 
verkehrsministers in ihrem Anliegen an die 
Deutsche Bundesbahn rechnen, in Hamburg- 
Altona eine günstigere Anschlußmöglichkeit 
zu erhalten, um nicht erst mit einem Personen- 
zug um 22,54 Uhr, sonst 21,50 Uhr, in Kiel ein- 
zutreffen, da der F 33 an Sonnabenden nicht 
bis Kiel durchfährt? 
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7. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß 32 000 

Dr. Arndt Akten des sogenannten „Volksgerichtshofes" 

beim Document Centre in Berlin verwahrt 
werden? 

Was wird die Bundesregierung tun, um der 
von den Ländern eingesetzten Kommission 
zur Verfolgung nationalsozialistischer Ver- 
brechen Zugang zu diesen Akten zu verschaf- 
fen? 

8. Abgeordneter Da der „Rheinische Merkur", Köln, eine Mit- 

Logemann teilung veröffentlichte, nach der die Postzu- 

stellung auf dem Lande auf zwei oder drei 
Tage in der Woche eingeschränkt werden und 
dabei für die betroffenen Landbezirke geplant 
sein soll, im Wege sogenannter Ausweichmög- 
lichkeiten nicht nachzuweisende Postsendun- 
gen bei leicht erreichbaren Nachbargehöften 
niedcrzulegen, also Personen mitzugeben, die 
ohnehin denselben Weg haben, frage ich, ob 
solche oder ähnliche Maßnahmen seitens der 
Deutschen Bundespost geplant sind, und wenn 
ja, ob die Bundesregierung eine derartige Re- 
gelung für vereinbar hält mit der Unantastbar- 
keit des Postmonopols, die sie bisher ver- 
treten hat, und mit einer zuverlässigen und 
geregelten Postzustellung auf dem Lande. 

9. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Karls- 

Wittrock ruhe als erste Stadt der Bundesrepublik zehn 

Krankentransportwagen umgestaitet hat, um 
so eine wirkungsvolle und oft lebenserhal- 
tende schnelle Behandlung Verkehrsverletzter 
am Unfallort zu ermöglichen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Umgestal- 
tung von Krankentransportwagen mit dem 
Ziel zu fördern, daß eine möglichst große Zahl 
dieser Fahrzeuge mit Funksprechapparaten 
und mit Atmungskreislaufgeräten ausgestattet 
wird? 

10. Abgeordneter Kann die Bundesregierung in der sprachlichen 
Dr. Brecht Formulierung der Gesetze und Verordnungen 

nicht darauf achten, daß solche, das Sprach- 
gefühl verletzende Verbindungen mehrerer 
Worte in einer Gesetzesbezeichnung unter- 
bleiben, wie dies kürzlich bei der Benennung 
der 23. Durchführungsverordnung über Aus- 
gleichsabgaben nach dem Lastenausgleichs- 
gesetz (BGBl. I S. 27) in der kaum aussprech- 
baren Wortprozession „Erste Hypotheken- 
gewinnabgabevorredits-Durchführungsverord- 
nung" vorgekommen ist? 

Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
daß einfache und klare Sachverhalte, die mit 
derartigen Verordnungen geregelt werden, 
auch in der Gesetzessprache einfach, klar und 
zutreffend bezeichnet v/erden können und 
sollen? 
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11. Abgeordnete Ist die Pressemeldung richtig, daß der Herr 

Frau Strobel Bundesernährungsminister laufend Gespräche 

mit den deutschen Agrarpolitikern des Euro- 
päisdicn Parlaments führt? 

Wenn ja, wer sind diese deutschen Agrar- 
politiker des Europäischen Parlaments? 

12. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt beabsichtigt die 

Dr. Czaja Bundesregierung gemäß § 43 des Feststellungs- 

gesetzes vom 14. August 1952 (BGBl. I S. 446) 
die Rechtsverordnung über die Schadens- 
berechnung bei Vertrcibungsschädcn an land- 
wirtschaftlichem Vermögen der Südostdeut- 
schen (§ 12 Abs. 2 Feststellungsgesetz) mit 
Zustimmung des Bundesrates zu erlassen? 

Ist sichergestellt, daß zwecks gerechter Ent- 
schädigung dieser Vertreibungsschäden die 
vorliegenden wissenschaftlichen Gutachten 
und das bereits vor dem Kriege veröffent- 
lichte statistische und wissenschaftliche Mate- 
rial über die Erträge in einzelnen Heimat- 
gebieten dieser Vertriebenen als Grundlage 
der Rechtsverordnung benutzt werden bzw. 
daß sich die mit der Vorbereitung der Rechts- 
verordnung beauftragten Sachbearbeiter mit 
den vorliegenden Gutachten in sachgerechter 
und nicht in wiederholt wechselnder Begrün- 
dung auseinandersetzen? 

13. Abgeordneter Bestehen Weisungen, die es den Richtern der 

Dr. Arndt Finanzgerichtsbarkeit und den Beamten der 

Finanzverwaltung verbieten, bestimmte Ur- 
teile des Bundesfinanzhofs (sogenannte „KU"- 
Urteile) in der sonst üblichen Form (z. B. ohne 
^shm-lensnennung) zu veröffentlichen? 

Wer ist für diese Weisungen verantwortlich? 

Auf welches Gesetz gründen sie sich? 

14. y\bgeordneter Läßt sich das Verfahren der Genehmigung der 

Dr. Dittrich Fahrpreisermäßigungen für kinderreiche Fa- 

milien im Einvernehmen mit der Deutschen 
Bundesbahn nicht einfacher gestalten? 

15. Abgeordneter Trifft es zu, daß deutschen Hochseefischerei- 

Wehr Reedereien durch Zuweisung von Fisch- 

dampfern, die von den Westalliierten aus 
deren Kriegsbeute für die Versorgung der 
deutschen Bevölkerung mit Fischen zur Ver- 
fügung gestellt worden waren, ein Ausgleich 
ihrer Kriegs- und Nachkriegsverluste an 
Fischdampfern durch Maßnahmen des Bundes 
und seiner Rechtsvorgänger ermöglicht wurde? 

Ist es richtig, daß diesen Reedereien durch 
diese Maßnahmen unter Einschluß der ihnen 
nach dem Kriege verbliebenen, nicht beschlag- 
nahmten Schiffe 40 bis 70 v. FI. ihrer Vor- 
kriegsflotte verblieben waren? 
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Trifft es zu, daß die früher der Kriegsmarine 
gehörenden Schiffe des OMGUS-Komplexes 
den Reedereien, die sie von der im Aufträge 
der USA handelnden „Fischdampfer-Treuhand 
GmbH" gechartert hatten, zum Zwecke des 
Ausgleichs ihrer anderweitig nicht entschädig- 
ten Kriegs- und Nachkriegsverluste z. T. zu 
einem erheblich unter dem normalen Wert 
liegenden Preise verkauft worden sind? 

Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 
regierung, um den nicht oder nicht in gleichem 
Maße berücksichtigten Reedereien einen Aus- 
gleich zu verschaffen? 

16. Abgeordneter Ist es mit der unantastbaren Würde des Men- 

Dr. Schäfer sehen vereinbar, wenn Zollbeamte bei dem 

Verdacht von geringfügigen Zollübertretungen 
eine Leibesvisitation anordnen, wobei ver- 
langt wird, die Kleider abzulegen? 

17. Abgeordneter Ist es nach der Erklärung des Herrn Bundes- 

Dr. Brecht Wohnungsbauministers in der letzten Frage- 

stunde zu der Frage 6 wirklich völlig aus- 
geschlossen, daß wir noch einmal in Deutsch- 
land zu einem einheitlichen Bürgschaftssystem 
zur Förderung des Wohnungsbaues kommen? 

Ist es nicht möglich, die sehr unterschiedlichen 
und in der Höhe der Bürgschaft oft nicht aus- 
reichenden, meist auch verfahrenstechnisch 
sehr komplizierten Bürgschaftsbestimmungen 
zu vereinheitlichen, gegebenenfalls auch mit 
Hilfe der angekündigten Rückbürgschaften des 
Bundes, sofern diese überhaupt nötig sind? 

18. Abgeordneter Sind dem Herrn Bundesverkehrsminister die 

Bading unhaltbaren Zustände der Bundesstraße 254 

zwischen Niedermöllrich Kr. Melsungen und 
Homberg Kr. Fritzlar-Homberg, insbesondere 
bei der Ortsdurchfahrt Wabern, bekannt, und 
wann ist damit zu rechnen, daß diese Strecke 
ausgebaut wird? 

19. Abgeordneter Ist das Presse- und Informationsamt der Bun- 

Dr. Mommer desregierung bereit, nach dem Muster der 

Meldung Nr. 186/59 vom 24. Februar 1959 alle 
wichtigen Beschlüsse aller Parteien zu veröf- 
fentlichen? 

Was ist der Bundesregierung über die Ver- 
einigung für Freiheitliche Politik bekannt, und 
aus welchen Haushaltstiteln des Bundeshaus- 
halts erhält die Vereinigung Mittel? 

21. Abgeordneter Trifft die Feststellung der „Pforzheimer Zei- 
Dr. Rutschke tung" vom 14. Februar 1959 zu, wonach bei 

der Autobahnraststätte Pforzheim Ost ein 
großes Rasthaus errichtet und eine großzügige 
Straßenanlage gebaut werden sollen, damit 
das geplante Rasthaus aus beiden Fahrtrich- 
tungen erreichbar ist? 


20. Abgeordneter 

Schmitt 

(V Ockenhausen) 
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Welche Gründe sind für das Vorhaben maß- 
gebend, nachdem das Projekt 1953 abgelehnt 
worden war? 


Wie hoch sind die voraussichtlichen Kosten? 
Sind diese vertretbar, obgleich vor knapp 
einem Jahr durch Privatinitiative 300 m ent- 
fernt mit einem Kostenaufwand von ca. 
1,5 Millionen DM ein Rasthaus errichtet 
worden ist? 

Hält es der Herr Bundesverkehrsminister mit 
den wirtschaftspolitischen Grundsätzen der 
Bundesregierung für vereinbar, daß durch den 
Bau besonderer Zufahrtswege zu dem geplan- 
ten Rasthaus dem Träger der privaten Initiative 
unter Ausnutzung der Monopolstellung der 
Bundesautobahnverwaltung wirtschaftlicher 
Schaden zugefügt wird, obwohl dieser im Ver- 
trauen auf die Erklärung gebaut hat, daß die 
Errichtung eines Rasthauses im Hinblick auf 
die Entscheidung von 1953 nicht in Frage 
komme? 

22. Abgeordneter Glaubt der Herr Bundeswirtschaftsminister 

Schmitt immer noch, auf die Bestellung eines fachlich 

(Vockenhausen) vorgebildeten Referenten für kaufmännische 
Berufsausbildung im Bundeswirtschaftsmini- 
sterium verzichten zu können? 


23. Abgeordneter Billigt es die Bundesregierung, daß die Ver- 
wehr waltungsausschüsse der seemännischen Heuer- 

stellen bei der Anwendung des § 15 der 
„Grundsätze für die Verfassung, Verwaltung 
und Geschäftsführung der seemännischen 
Heuerstellen'' den Ausschluß von Seeleuten 
von der Vermittlung bei den Heuerstellen ver- 
fügen, ohne den betroffenen Seemann zu den 
erhobenen Anschuldigungen zu hören, ohne 
eine ordnungsmäßige Zustellung der Aus- 
schlußverfügung zu gewährleisten und ohne 
die Verfügung mit einer Rechtsmittelbeleh- 
rung zu versehen? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
diese „Grundsätze" des Verwaltungsrates für 
den seemännischen Stellennachweis den heu- 
tigen Erfordernissen an Rechtsstaatlichkeit ge- 
nügen? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um diese Grundsätze den heutigen Erforder- 
nissen anzupassen? Wird die Bundesregierung 
dabei die Empfehlungen des Bremerhavener 
Seeamts aus dem Jahre 1952 berücksichtigen? 


24. Abgeordneter Entsprechen Zeitungsmeldungen den Tat- 
Hansing Sachen, daß in den Kasematten einer griechi- 

schen Festung bei Saloniki die Gebeine von 
700 gefallenen deutschen Soldaten in aus- 
gedienten US-Munitionskisten aufgestapelt 
sind? 

Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, diesen unwürdigen Zustand schnell- 
stens zu beseitigen? 
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25. Abgeordneter Wäre die Bundesregierung bereit, dem Bun- 

Dr. Mommer destag einen Gesetzentwurf über den nähe- 

ren Inhalt des Asylrechts (Artikel 16 GG) zu- 
zuleiten? 

26. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 

Ritzel im Interesse einer erfolgreichen Lärmbekämp- 

fung die Phonmessungen bei Fahrzeugen, die 
im Verdacht stehen, über Gebühr Lärm zu 
verursachen, unter Umständen vornehmen zu 
lassen, die sich möglichst eng an die Lärm- 
entwicklung beim Betrieb der Fahrzeuge in 
bewohnten Gegenden anpassen? 

Was hat die Bundesregierung bis jetzt getan, 
um die Herstellerfirmen von Kraftfahrzeugen 
zu veranlassen, wirkungsvollere Geräusch- 
dämpfer in ihre Fahrzeuge einzubauen? 

27. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung die in den 

Dr, Brecht Richtlinien vom 11. Februar 1959 eingeleitete 

Förderung des Baues von Familienheimen und 
Eigentumswohnungen für junge Familien auch 
auf Mietwohnungen auszudehnen, wenn junge 
Familien nach ihrem Einkommen oder ihren 
sonstigen Verpflichtungen nicht in der Lage 
oder in Wahrung ihrer beruflichen Freizügig- 
keit vorerst noch nicht gewillt sind, ein Eigen- 
heim oder eine Eigentumswohnung zu errich- 
ten oder zu erwerben? 

Soll die staatliche Förderung der Wohnungs- 
versorgung junger Familien nicht allen Fa- 
milien dieser Art in gleicher Weise zukom- 
men? 

Oder haben die Sparkassen und Kreditinsti- 
tute ihre Mitwirkung bei der Kreditaktion da- 
von abhängig gemacht, daß sie vom Bund 
zinsverbilligte Kredite nur für Familienheime 
und Eigentumswohnungen geben? 

28. Abgeordneter Billigt der Herr Bundesfinanzminister die von 

Seuffert einigen Finanzämtern vertretene Auffassung, 

daß auf Nutzungsentgelte aus Dauerwohn- 
rechtsverträgen Umsatzsteuer zu erheben sei, 
auch wenn die Verträge sonst typisch nach 
Art eines Mietvertrages gestaltet und das 
Entgelt nach den Grundsätzen für Sozialmieten 
berechnet ist? 

Wenn nicht, was gedenkt der Herr Bundes- 
finanzminister zu tun, um die Erhebung sol- 
cher Steuern zu verhindern? 

29. Abgeordnete Was hat die Bundesregierung bei ihrer Be- 
Frau Bennemann mühung um Freilassung des gegen den Wil- 
len der Erziehungsberechtigten in der Frem- 
denlegion festgehaltenen Ralf Drewes aus 
Braunschweig, Schunterstr. 57, in Paris er- 
reicht? 
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V/elche Schritte hat die Bundesregierung nach 
dem Beschluß des Bundestages vom November 
1958 bisher unternommen, um eine vertrag- 
liche Regelung mit der Französischen Re- 
publik zu treffen, daß deutsche Staats- 
angehörige, die noch nicht durch Vollendung 
des 21. Lebensjahres die Volljährigkeit er- 
reicht haben, nicht gegen den Willen der Er- 
ziehungsberechtigten bei der Fremdenlegion 
festgehalten werden dürfen? 

30. Abgeordnete Ist eine Änderung der geltenden Richtlinien 
Frau Bennemann (vom 17. Oktober 1951) zur Gewährung von 

Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten 
im Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 
beabsichtigt? 

31. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung nichts da- 

Dr. Bücher gegen unternommen, daß die Forderung des 

ersten Sekretärs der SED, Walter Ulbricht, 
„Ganz Deutschland soll kommunistisch wer- 
den!" auf zahlreichen Plakaten in der Bundes- 
republik in sehr werbewirksamer Weise pro- 
pagiert wurde? 

32. Abgeordneter Wie gedenkt die Deutsche Bundesbahn das 

Mischnick Gelände des ehemaligen Lokalbahnhofes in 

Frankfurt(Main) -Sachsenhausen zu verwen- 
den? 

Ist die Deutsche Bundesbahn gegebenenfalls 
bereit, dieses Gelände der Stadt Frankfurt 
(Main) zur Verfügung zu stellen? 

33. Abgeordneter Hält der Herr Bundesverkehrsminister an dem 

Mischnick Plan fest, den Rhein-Main-Schnellweg zwi- 

schen Wiesbaden und Frankfurt (Main) in 
Richtung Hanau zu verlängern? 

Wann ist gegebenenfalls mit dem Weiterbau 
des Rhein-Main-Schnellweges innerhalb der 
Stadt Frankfurt (Main) zu rechnen? 

34. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in den 

Schröter (Berlin) wallonischen Provinzen Belgiens mehr als 

10 000 deutsche Bergarbeiterfamilien leben? 

Was tut die Bundesregierung, um diesen Fa- 
milien die kulturelle Verbindung mit der Hei- 
mat und die Erhaltung ihrer Muttersprache zu 
sichern? 

35. Abgeordneter Erwägt der Herr Bundesfinanzminister eine 

Seuffert Verbesserung und Vereinfachung des Ver- 

fahrens mit den Lohnsteuerkarten? 

Wird insbesondere erwogen, die Eintragung 
der einbehaltenen Steuer auf der Steuerkarte 
entfallen zu lassen, welche für eine moderne 
maschinelle Buchhaltung eine schwere Be- 
lastung bedeutet und leicht durch andere Lohn- 
steuerbestätigungen ersetzt werden kann? 
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36. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Schwierigkeiten 

Eichelbaum bekannt, mit denen die aus der SBZ geflüch- 

teten Wissenschaftler bei ihrer Eingliederung 
in der Bundesrepublik zu kämpfen haben, und 
wenn ja, welche Maßnahmen sind von der 
Bundesregierung zu deren Behebung getroffen 
worden? 

37. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und ge- 

Eichelbaum gebenenfalls welche Aktionen von sowjet- 

zonalen Stellen unternommen werden, um die 
Eingliederung geflüchteter Wissenschaftler in 
das Hochschulleben der Bundesrepublik zu 
stören? 

38. Abgeordneter Trifft die Meldung der Presse zu, daß die 

Bühler Bundesbahnverwaltung beabsichtigt, den 

Bahnhof Weil{Rhein)-Ost sowohl für den 
Güterverkehr wie für den Personenverkehr 
aufzuheben? 

Wie groß ist der Umfang des Verkehrs auf 
diesem Bahnhof? 

Ist der Bundesbahn nicht bekannt, daß gerade 
in dem Ostteil der langgestreckten Stadt Weil 
(Rhein) zur Zeit eine umfangreiche Bautätig- 
keit eingesetzt hat und daß sowohl für den 
Personenverkehr der Berufstätigen wie der 
Gesamtbevölkerung wie für die bereits be- 
stehenden und noch zu eröffnenden Geschäfte 
und ihren Güterverkehr eine Aufhebung des 
Bahnhofes sich sehr ungünstig auswirken 
müßte? 

39. Abgeordneter Wie hoch sind nach dem gegenwärtigen Stande 

Pohle des Bundesversorgungsgesetzes die Versor- 

gungsbezüge eines verheirateten kriegsblin- 
den Ohnhänders 

a) mit drei Kindern unter 14 Jahren, 

b) mit zwei Kindern unter 14 Jahren? 

Wie hoch würden die Versorgungsbezüge zu 
a) und b) sein, falls der Referentenentwurf 
zur Neuordnung der Kriegsopferversorgung 
mit seinen Vorschlägen Gesetz wird? 


Bonn, den 12. März 1959 
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